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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im März:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchenlohnsteuer
10.3.
13.3.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.3.
13.3.
keine Schonfrist

Einkommensteuer
10.3.
13.3.
keine Schonfrist

Körperschaftsteuer
10.3.
13.3.
keine Schonfrist

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im März: 


   Fälligkeit


für den Monat März 
29.03.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der erste Beitrag nach neuem Recht, der am 27.1.2006 fällig war, kann auf die nächsten sechs Monate verteilt werden, d.h. 1/6 des Januarbeitrages muss bei Nutzung der Übergangsregelung ebenfalls am 29.3.2006 gezahlt werden. Die Anwendung der Übergangsregelung wurde durch die aktive Nichtzahlung des Januarbeitrages erzeugt. Die Übergangsregelung gilt jedoch nicht für die sog. „Frühzahler“, d.h. in den Fällen, in denen das Arbeitsentgelt bis zum 15. des laufenden Beschäftigungsmonats fällig wird. 

2. Gesetzgebung: Bundeskabinett beschließt Wachstumspaket

Das Bundeskabinett hat am 18. Januar 2006 einen Gesetzentwurf zur „steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung“ beschlossen. Der Entwurf enthält im Einzelnen folgende Maßnahmen:

Kinderbetreuung

Nach dem ursprünglichen Gesetzentwurf sollten ab 2006 berufstätige Eltern die Kosten für die Betreuung ihrer Kinder von der Steuer absetzen können. Allerdings hat es bereits eine erste Änderung hierzu gegeben. Nach dem letzten Stand der Verhandlungen soll nun Folgendes gelten: 

Alleinerziehende und Doppelverdiener: 

Sie sollen künftig 2/3 ihrer Kinderbetreuungskosten bis zum 14. Lebensjahr als Werbungskosten oder Betriebsausgaben bei der Steuerberechnung geltend gemacht werden.. Das gilt bis maximal 4.000 € pro Jahr und Kind. 

Beispiel:

Die Betreuungskosten betragen jährlich 6.000 €. Davon kann die Familie 2/3 = 4.000 € berücksichtigen. 

Wenn die Kosten als Werbungskosten oder Betriebsausgaben steuerlich geltend gemacht werden, ist allerdings kein Abzug von der Steuerschuld für Kinderbetreuung im eigenen Haushalt mehr möglich. 

Alleinverdiener:

Paare, bei denen nur ein Elternteil erwerbstätig ist, sollen künftig Kinderbetreuungskosten für Kinder vom 3. bis 6. Lebensjahr ebenfalls zu 2/3 der Kosten bis maximal 4.000 € pro Jahr und Kind als Sonderausgaben abziehen können. Hier kommt aber ggf. noch die Steuerermäßigung für die Kinderbetreuung im eigenen Haus hinzu. 

Hinweis:

Der Kinderfreibetrag und das Kindergeld gelten übrigens unverändert weiter.

Elterngeld

Die Eltern von ab dem 1. Januar 2007 geborenen Kindern erhalten ein neues einkommensabhängiges Elterngeld, das das bisherige Erziehungsgeld ablöst. Das Elternteil, das auf seine Beschäftigung verzichtet, erhält im ersten Lebensjahr des Kindes 67 % seines letzten Netto-Einkommens – maximal 1.800 € monatlich. Eltern mit geringem Einkommen erhalten einen Sockelbetrag. An jede Familie soll eine Mindestleistung von 170 € monatlich gezahlt werden. 

Abschreibung

Die degressive Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wird für nach dem 31. Dezember 2005 und vor dem 1. Januar 2008 angeschaffte oder hergestellte Wirtschaftsgüter von 20 % auf 30 % angehoben. Damit sollen insbesondere Investitionsanreize gegeben werden.

Binnenschiffe

Werden beim Verkauf von Binnenschiffen stille Reserven aufgedeckt, können diese steuerneutral auf künftig angeschaffte oder hergestellte Binnenschiffe übertragen werden. 

Steuerermäßigung für Handwerkerrechnungen und Betreuungsleistungen

Bereits jetzt kann für haushaltsnahe Dienstleistungen, etwa wie Wohnungsreinigung und Betreuung von Familienangehörigen, eine Steuerermäßigung von 20 % der Aufwendungen und maximal 600 € beansprucht werden. Werden Dienstleistungen zur Betreuung einer pflegebedürftigen Person in Anspruch genommen, soll dieser Betrag für Privathaushalte auf 1.200 € angehoben werden. 

Daneben soll ab 2006 eine Steuerermäßigung auf Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen in Wohnungen, Häusern und Grundstücken eingeführt werden, unabhängig davon, ob die Aufwendungen der Mieter oder Eigentümer trägt. Wie bei der bisherigen Regelung zu haushaltsnahen Dienstleistungen beträgt die Steuerermäßigung 20 % der Aufwendungen und maximal 600 €. Es werden nur Arbeitskosten und nicht Materialkosten begünstigt.  

Hinweis:

Die Steuerschuld kann sich um bis zu 1.800 € ermäßigen, wenn die Voraussetzungen für sämtliche Abzugsbeträge nebeneinander erfüllt werden. 

Umsatzsteuer

Die Ist-Besteuerung stellt besonders für kleinere Firmen eine Erleichterung dar. Die Umsatzsteuer muss erst an das Finanzamt abgeführt werden, wenn der Kunde gezahlt hat. Ab dem 1. Juli 2006 sollen Unternehmen in den alten Bundesländern von dieser Regelung Gebrauch machen können, wenn sie im Jahr nicht mehr als 250.000 € (bisher: 125.000 €) umgesetzt haben. Für Unternehmer in den neuen Bundesländern wurde die bisher schon maßgebende Umsatzgrenze von 500.000 € zunächst bis 2009 verlängert.  

Hinweis:

Bevor der Gesetzentwurf seine abschließende Zustimmung durch den Bundesrat erhält, muss er noch den Bundestag durchlaufen. Wir werden Sie an dieser Stelle über das weitere Gesetzgebungsverfahren auf dem Laufenden halten.

3. Auch bei Geländewagen ist 1-%-Regelung anzuwenden

Unternehmer, die ein Kfz in ihrem Betriebsvermögen halten, müssen die private Nutzung für jeden Kalendermonat mit 1 % des Bruttolistenpreises versteuern. Der BFH entschied nun, dass die private Nutzung auch für sog. Kombinationskraftwagen, wie etwa Geländewagen, nach dieser Methode zu ermitteln ist, wenn kein Fahrtenbuch geführt wurde.

Im Streitfall befand sich ein Geländewagen im Betriebsvermögen eines Steuerpflichtigen. Er war der Meinung, dass er die private Nutzung des Fahrzeugs nicht nach der 1-%-Regelung zu versteuern hätte. Das Fahrzeug würde er nur für betriebliche Fahrten nutzen und privat ausschließlich mit dem Auto seiner Ehefrau fahren, da der Geländewagen nach seinen betrieblichen Einsätzen erheblich verschmutzt war.

Dieses Argument ließen die Richter des BFH nicht gelten. Das Fahrzeug könne bei Bedarf innen und außen gereinigt werden bzw. stünde trotz Verschmutzung für private Unternehmungen zur Verfügung. Solche Fahrzeuge würden von vielen Fahrzeug-Haltern ausschließlich für den Privatgebrauch erworben und benutzt. Allein die bloße Behauptung, dass das Fahrzeug nicht für Privatfahrten genutzt werde, reiche nicht aus, um die pauschale Nutzungsbesteuerung abzuwenden. Auch werde das nicht dadurch entkräftet, dass dem Steuerpflichtigen andere Fahrzeuge für Privatfahrten zur Verfügung stünden. 

Hinweis:

Nach einem neuen Gesetzesentwurf der Bundesregierung soll ab dem Wirtschaftsjahr 2006 bzw. 2006/2007 die 1 %-Regelung nur noch dann anzuwenden sein, wenn ein Kfz zu mehr als 50 % betrieblich genutzt wird. In allen anderen Fällen soll der Privatanteil wieder geschätzt werden. Daher kann es empfehlenswert sein, schon jetzt ggf. ein Fahrtenbuch für einen repräsentativen Zeitraum von z.B. 3 Monaten zu führen. 

Quelle: BFH-Beschluss vom 11. Juli 2005, X B 11/05, BFH/NV 2005 S. 1801

4. Ansparrücklage bei Betriebsverpachtung gefährdet

Ein Dachdecker verpachtete alle wesentlichen Teile seines Betriebes an seinen Sohn. In dem Vertrag wurde vereinbart, dass der Sohn alle erforderlichen Instandhaltungsaufwendungen für die gepachteten Gegenstände trägt. Der Vertrag wurde zunächst auf fünf Jahre abgeschlossen und soll sich automatisch um weitere 10 Jahre verlängern, wenn der Sohn nicht kündigt. Nimmt der Sohn die Verlängerungsoption wahr, geht das Eigentum an den gepachteten Gegenständen auf ihn über, ohne dass er dafür eine Gegenleistung an den Vater zahlen muss. Der Vater konnte den Pachtvertrag nur aus wichtigem Grund kündigen. In der letzten Bilanz vor Beginn der Betriebsverpachtung wies der Vater erhebliche Ansparrücklagen aus. 

Nachdem das Finanzamt von der Betriebsverpachtung erfahren hatte, wollte es die Ansparrücklagen nicht anerkennen und erhöhte den Gewinn des Steuerpflichtigen entsprechend. Es begründete seine Entscheidung damit, dass eine Ansparrücklage nur von aktiv am Wirtschaftsleben teilnehmenden, werbenden Betrieben gebildet werden könne. Diese Voraussetzung erfülle der Betrieb des Steuerpflichtigen nicht. Dagegen klagte der Steuerpflichtige vor dem Finanzgericht Münster und trug vor, dass er unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit habe, den Betrieb fortzuführen. Eine Ansparrücklage sei damit zulässig. 

Die Richter am Finanzgericht Münster bestätigten, dass das Finanzamt zu Recht die Ansparrücklage nicht zugelassen habe. Voraussetzung für eine Rücklage sei, dass der Steuerpflichtige das begünstigte Wirtschaftsgut voraussichtlich bis zum Ende des übernächsten Jahres anschaffen oder herstellen werde. Dabei sei zu prüfen, ob der Steuerpflichtige ein hinreichend konkretes künftiges Investitionsverhalten habe bzw. ob die Investition zum jetzigen Beurteilungszeitpunkt überhaupt möglich (gewesen) sei. Im zu verhandelnden Fall konnte allerdings nicht davon ausgegangen werden, dass der Steuerpflichtige die begünstigten Wirtschaftsgüter innerhalb des Zweijahreszeitraumes überhaupt anschaffen oder herstellen werde. Da der Sohn die Instandhaltungsaufwendungen zu tragen hatte, das Eigentum nach Verlängerung der Pachtoption auf ihn übergehen werde und der Verpächter das Pachtverhältnis nur aus wichtigem Grund kündigen könne, sei kein wirtschaftlich vernünftiger Grund ersichtlich, weshalb der Steuerpflichtige bei normaler Vertragsabwicklung die Investitionen in das Anlagevermögen tätigen solle. Vertraglich sei er dazu jedenfalls nicht verpflichtet. Offensichtlich habe der Steuerpflichtige keinen Grund, sich die Möglichkeit einer Betriebsfortführung offen zu halten und damit auch entsprechende Investitionen zu tätigen, solange der Pachtvertrag wie vorgesehen abgewickelt werde.

Beispiel:

Hätte der Steuerpflichtige es sich durch eine entsprechend andere Vertragsgestaltung offen gehalten, den Betrieb noch vor Ablauf der Zweijahresfrist wieder selbst zu führen, wäre das Gericht u.U. zu 
einer anderen Entscheidung gekommen.  

Quelle: FG Münster, Urteil vom 12. Mai 2004, 1 K 1644/03, rkr., EFG 2004 S. 1594

5. Steuern sparen durch vorweggenommene Erbfolge 

Häufig übertragen Eltern ihr Vermögen auf ihre Kinder bereits zu Lebzeiten. Die sog. vorweggenommene Erbfolge kann steuerlich sehr sinnvoll sein, da die erbschaftsteuerlichen Freibeträge alle 10 Jahre erneut ausgeschöpft werden können. Möchten sich die Eltern den Ertrag bzw. die Nutzung des 
übergebenen Vermögens auch nach der Übertragung sichern, kann das durch ein vorbehaltenes Nutzungsrecht bzw. einen Nießbrauch geregelt werden. 

Diese Absicht trug auch ein Steuerpflichtiger, der eine 30-%-ige GmbH-Beteiligung besaß. Er übertrug sie zu je ¼ auf seine vier Kinder. Um von den Erträgen der GmbH weiterhin zu profitieren, vereinbarte er im Vertrag zur vorweggenommenen Erbfolge, dass ihm ein lebenslanges Nießbrauchsrecht vorbehalten bleibe. Zwei Jahre später verkauften die Kinder ihren jeweiligen GmbH-Anteil. Der Vater verzichtete gegen Zahlung eines Ablösebetrages auf sein Nießbrauchsrecht. Als das Finanzamt von diesem Vorgang erfuhr, wollte es den Einkommensteuerbescheid des Vaters aus dem Jahr der Vermögensübertragung rückwirkend ändern. Es ging davon aus, dass der Vater durch den Erhalt des Ablösebetrags seine wesentliche Beteiligung nun endgültig verkauft habe. Der Steuerpflichtige klagte gegen die nachträgliche Änderung seines Steuerbescheides jedoch erfolgreich.

Verkauft ein Steuerpflichtiger eine „wesentliche“ Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die er im Privatbesitz hält, ist der Vorgang steuerpflichtig. Nach aktueller Rechtslage ist bereits der Verkauf einer Beteiligung ab einer Größe von 1 % zu versteuern. Allerdings wurde im zu verhandelnden Fall die Beteiligung im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge unter Vorbehalt eines Nießbrauchs übertragen. Diese Form der Übertragung ist keine Veräußerung, sondern erfolgt unentgeltlich und kann daher nicht einkommensteuerpflichtig sein. Die Ansicht des Finanzamtes, dass der Erhalt des Ablösebetrags die Unentgeltlichkeit des Vertrags zur vorweggenommenen Erbfolge rückwirkend ändere, teilten die Richter des Bundesfinanzhofes nicht. Eine rückwirkende Änderung wäre nur dann möglich, wenn bereits damals ein später zu zahlender Kaufpreis für die Ablösung des Nießbrauchs vereinbart worden wäre. Im zu verhandelnden Fall war es allerdings offensichtlich, dass zur Zeit der Vermögensübergabe noch niemand die Ablösung des Nießbrauchs geplant hatte. Es fehle somit an dem erforderlichen sachlichen Zusammenhang zwischen der Übertragung der Anteile auf die Kinder und der Zahlung der Ablösesumme. Die Voraussetzung für eine rückwirkende Änderung des damaligen Steuerbescheides fehle somit.  

Beispiel:

Das aktuelle Erbschaftsteuerrecht steht momentan auf dem verfassungsrechtlichen Prüfstand. Derzeit wird die Übertragung von Wohnungen, Häusern und Grundstücken lediglich oftmals nur in Höhe 
eines Bruchteils ihres wahren Wertes steuerlich berücksichtigt – Geldvermögen hingegen mit einhundert Prozent. Doch könnte dieser Bewertungsvorteil nicht mehr allzu lange gelten. Bereits in der zweiten Jahreshälfte hat das Bundesverfassungsgericht eine Entscheidung zu dieser Thematik angekündigt. 

Planen Sie, Ihr Vermögen im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge zu übertragen? Wir helfen Ihnen gerne dabei, die steuerlich günstigste Lösung zu finden!

Quelle: BFH-Urteil vom 14. Juni 2005, VIII R 14/04, BStBl. 2006 II S. 15

6. Berichtigung der Umsatz- oder Vorsteuer bei Entgeltsminderungen

Hat ein Unternehmer einen Umsatz ausgeführt, dessen umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage sich geändert hat, hat er die dafür geschuldete Umsatzsteuer zu berichtigen. Im Gegenzug muss der Leistungsempfänger seinen entsprechenden Vorsteuerabzug ändern. Grundsätzlich ist die Umsatz- oder Vorsteuer in dem Besteuerungszeitraum – in der Regel ist das der Monat, wenn die Umsatzsteuererklärung monatlich abgegeben wird – zu berichtigen, in dem sich die Bemessungsgrundlage geändert hat.   

Die Oberfinanzdirektion Hannover hat sich in einer Verfügung dazu geäußert, zu welchem Zeitpunkt die Bemessungsgrundlage bei verschiedenen Fallgestaltungen geändert wird:

Vertragsänderungen

Wenn die Forderung auf die Gegenleistung wegen einer späteren Vertragsänderung erlischt, mindert sich das Entgelt bereits zum Zeitpunkt der Vertragsänderung. 

Mängelrügen

Wird der Kaufpreis wegen Mängelrügen gemindert, ändert sich die Bemessungsgrundlage erst im Zeitpunkt der tatsächlichen Erfüllung. Das ist dann der Fall, wenn dem Kunden die Kaufpreisminderung ausgezahlt wird bzw. ihm auf seinem Kundenkonto gutgeschrieben wird.

Boni, Skonti, Rabatte

Werden Boni, Skonti oder Rabatte gewährt, steht häufig der Betrag der Entgeltsminderung zum Zeitpunkt der Vereinbarung bzw. der Leistung noch nicht fest. Die Steuer ist dann zu berichtigen, wenn tatsächlich der Skonto in Anspruch genommen wird bzw. der Bonus oder Rabatt gewährt wird. In der Regel ist das der Zeitpunkt der Auszahlung bzw. der Gutschrift auf dem Kundenkonto. Rechnen die beteiligten Unternehmer über solche Rückvergütungen gesondert ab, dann ist dieser Zeitpunkt für die Berichtigung der Steuer maßgebend. 

Uneinbringlichkeit von Forderungen

Die Steuer ist auch dann zu berichtigen, wenn das Entgelt uneinbringlich wurde, wie etwa bei Zahlungsunfähigkeit oder in Fällen der Insolvenzeröffnung. Aber auch wenn der Leistungsempfänger die Forderung bzw. deren Höhe substantiiert bestreitet, liegt Uneinbringlichkeit vor.    

Quelle: OFD-Hannover, Verfügung vom 17. Januar 2006, S 7330 25 StO 181, LEXinform Nr. 0579800

7. Vorsteuerabzug beim Bau eines Einfamilienhauses durch Ehegatten

Der Bundesfinanzhof setzte in einer aktuellen Entscheidung ein für viele Steuerpflichtige positives Urteil des Europäischen Gerichtshofes um. 

· Ehegatten, die auf einem in ihrem Miteigentum stehenden Grundstück ein Wohngebäude errichten, sind als Empfänger der Bauleistungen anzusehen, wenn die Ehegattengemeinschaft ohne eigene Rechtspersönlichkeit handelt und als solche keine unternehmerische Tätigkeit ausübt.
· Ist bei einer solchen Ehegattengemeinschaft nur ein Ehegatte unternehmerisch tätig und verwendet dieser einen Teil des Gebäudes ausschließlich für seine unternehmerischen Zwecke (z.B. als Arbeitszimmer), so steht ihm das Vorsteuerabzugsrecht aus den bezogenen Bauleistungen anteilig zu, soweit der seinem Unternehmen zugeordnete Anteil am Gebäude seinen Miteigentumsanteil nicht übersteigt.

· Für die Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug des unternehmerisch tätigen Ehegatten reicht eine an beide Ehegatten ausgestellte Rechnung aus, auch wenn sie keine Angaben zu den Anteilen der Ehegatten und keine entsprechenden Teilbeträge ausweist, wenn nach den Umständen des Falles keine Gefahr besteht, dass es zu Steuerhinterziehung oder Missbrauch kommt.

Hinweis:

Bereits in einem früheren Verfahren entschied der Europäische Gerichtshof zum Vorsteuerabzug bei Immobilien, die teilweise privat und unternehmerisch genutzt werden. Damals wurde entschieden, dass dem Unternehmer der volle Vorsteuerabzug zusteht, wenn er das Gebäude bzw. seinen Miteigentumsanteil insgesamt dem Unternehmensvermögen zuordnet. Für die privat bzw. für die nicht zu umsatzsteuerpflichtigen Umsätzen genutzten Räume ist dann jedoch eine unentgeltliche Wertabgabe zu versteuern. Im obigen Fall hätte der Steuerpflichtige maximal 25% der Vorsteuern geltend machen können, hätte er seinen Miteigentumsanteil in voller Höhe seinem Unternehmensvermögen zugeordnet.

Möchten auch Sie den Vorsteuerabzug in Ihrer gemischt genutzten Immobilie steueroptimal gestalten, sprechen Sie uns an!

Quelle: BFH-Urteil vom 6. Oktober 2005, V R 40/01, BFH/NV 2006 S. 219

8. Kostenlose Kleidungsüberlassung an Arbeitnehmer ist steuerfrei

Das Finanzgericht Berlin beschäftigte sich in einem kürzlich veröffentlichten Urteil mit der Frage, ob es sich bei einer kostenlosen Überlassung von Kleidungsstücken an Arbeitnehmer um steuerpflichtigen Arbeitslohn handelt. Ein Unternehmen des Lebensmitteleinzelhandels stattete seine gesamte Belegschaft kostenlos mit einheitlicher, seriöser Kleidung aus. Dafür trug es einzig und allein eigenbetriebliche Gründe vor, wie etwa die Gewährleistung eines einheitlichen Erscheinungsbildes gegenüber der Öffentlichkeit, ebenso wichtige hygienische Gründe sowie eine Verbesserung der Firmenbindung der Mitarbeiter. Das Finanzamt sah darin steuerpflichtigen Arbeitslohn. Die Kleidungsstücke waren weder als Arbeitsschutzkleidung noch als typische Berufskleidung mangels eines uniformartigen Zuschnitts bzw. eines angebrachten Firmenemblems anzusehen. Da die Mitarbeiter die Kleidung auch im Privatleben tragen könnten, gehörten die Aufwendungen zur privaten Lebensführung und seien daher steuerpflichtiger Arbeitslohn. 

Das Finanzgericht war da anderer Ansicht. Die Überlassung einheitlicher Kleidungsstücke und das Tragen während der Arbeitszeit erfolge im ganz überwiegend betrieblichen Interesse des Unternehmens. Daran ändere der Umstand nichts, dass die Kleidungsstücke auch privat getragen werden könnten. Im Übrigen dürfte sich der private Gebrauch in Grenzen halten, da sich inzwischen sehr starke Unterschiede zwischen der mehr oder weniger „korrekten“ Berufskleidung einerseits und der Freizeitkleidung andererseits herausgebildet haben. Insofern dürfe ein Tragen dieser Berufskleidung in der Freizeit genauso wenig ins Gewicht fallen wie der Umstand, dass ein Monteur seine Berufskleidung auch bei der Wartung seines privaten Fahrzeugs anziehen dürfe. 

Hinweis:

Die Rechtsprechung der Finanzgerichte zum Thema Berufskleidung ist sehr uneinheitlich. Inzwischen wurde zu diesem Urteil Revision beim BFH eingelegt. Es bleibt abzuwarten, ob der BFH die durchaus nachvollziehbare Ansicht des Finanzgerichtes bestätigt. 

Quelle: FG Berlin, Urteil von 22. Februar 2005, 7 K 4311/01, Revision eingelegt (Az. des BFH: VI R 21/05), DStRE 2006 S. 139

9. Doppelte Haushaltsführung trotz kostenloser Wohnung im Elternhaus

Steuerpflichtige können die Kosten einer beruflich veranlassten doppelten Haushaltsführung steuerlich absetzen. Zu den abziehbaren Aufwendungen gehören vor allem die Kosten der Unterkunft (u.a. Miete, Abschreibung), Verpflegungsmehraufwendungen für die ersten 3 Monate und die Fahrtkosten für Heimfahrten. Die notwendigen Mehraufwendungen können seit dem Steueränderungsgesetz 2003 zeitlich unbegrenzt als Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben abgesetzt werden. Voraussetzung für eine doppelte Haushaltsführung ist, dass der Steuerpflichtige außerhalb des Ortes, in dem er einen eigenen Hausstand unterhält, beschäftigt ist und auch am Beschäftigungsort wohnt. 

Die Gerichte befassen sich immer wieder mit der Frage, wann ein eigener Hausstand vorliegt. Das ist bspw. nicht der Fall, wenn ein Steuerpflichtiger in den Hausstand seiner Eltern eingegliedert ist und sozusagen „bei“ den Eltern wohnt. 

In einem vor dem Finanzgericht Düsseldorf verhandelten Fall hatte ein Steuerpflichtiger eine abgeschlossene Wohnung im Haus der Eltern, die er kostenlos nutzte. Da er sich aus beruflichen Gründen in einer etwa 80 km entfernten Stadt eine zusätzliche Wohnung mietete, wollte er nun seine durch die doppelte Haushaltsführung veranlassten Mehraufwendungen steuerlich geltend machen. Das Finanzamt versagte ihm aber den Abzug. Nach der Auffassung der Beamten habe er keinen eigenen Hausstand unterhalten, da er keinen maßgeblichen finanziellen Beitrag zu den Kosten der Wohnung geleistet habe.

Das Finanzgericht sah die Rechtslage anders und entschied zu Gunsten des Steuerpflichtigen. Ein 
eigener Hausstand liege vor, wenn der Steuerpflichtige am Ort seines Lebensmittelpunktes über eine eigenständige, seinen Lebensbedürfnissen entsprechende Wohnung verfüge und diese aus eigenem 
oder abgeleitetem Recht nutzen könne. Das Gericht kam zu der Erkenntnis, dass diese Voraussetzungen beim Steuerpflichtigen gegeben waren. Er besaß am Lebensmittelpunkt eine abgeschlossene und eingerichtete Wohnung, die ihm ein selbständiges hauswirtschaftliches Leben ermöglichte. Es deute nichts darauf hin, dass der Steuerpflichtige nur als Gast in den Hausstand der Eltern eingegliedert war. Außerdem war die Nutzung der Wohnung ausschließlich dem Steuerpflichtigen vorbehalten. Der Auffassung des Gerichtes, dass der Steuerpflichtige einen eigenen Hausstand habe, stehe auch nicht das Argument des Finanzamtes entgegen, der Steuerpflichtige habe sich nicht an den Kosten der Wohnung beteiligt.      

Hinweis:

Das Finanzamt hat gegen das Urteil Revision eingelegt. Sollte Ihnen bei einem ähnlichen Sachverhalt wie im Urteilsfall die doppelte Haushaltsführung nicht anerkannt werden, legen Sie Einspruch ein und beantragen Sie das Ruhen des Verfahrens bis zur endgültigen Entscheidung. Sprechen Sie uns an, wenn Sie Fragen haben!

Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 29. Juni 2005, 13 K 2622/03, Revision eingelegt (Az. des BFH: VI R 60/05), EFG 2005 S. 1755

10. Allgemeiner Computerkurs als Werbungskosten abziehbar

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat zu der häufig gestellten Frage Stellung bezogen, ob und unter welchen Voraussetzungen die Aufwendungen für einen Computerkurs als Werbungskosten abgezogen werden können.

Der Streitfall war in der Hinsicht besonders, dass ein Steuerpflichtiger, der als Lagerarbeiter angestellt war, einen allgemeinen Computerkurs besuchte ohne selbst privat einen Computer zu besitzen. Der Kurs vermittelte u.a. EDV-Grundkenntnisse, Kenntnisse in der Arbeit mit dem Betriebssystem Windows 98 sowie der Textverarbeitung mit Word 2000. Die Kurskosten von ca. 1.700 € wollte er als Werbungskosten bei seinen Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit steuerlich geltend machen. Seiner Einkommensteuererklärung legte er eine Bescheinigung seines Arbeitgebers bei, nach der die Teilnahme an dem Kurs sehr „begrüßt“ wurde, da diese „Weiterbildung“ für seine Arbeit „nützlich“ sei. Das Finanzamt wollte die Aufwendungen nicht anerkennen, da nach seiner Ansicht die dort vermittelten Kenntnisse inzwischen zum Allgemeinwissen gehörten. Daraufhin brachte der Steuerpflichtige eine weitere Bescheinigung, aus der sich ergab, dass der Kurs „zwingend erforderlich“ sei, da die nötigen Grundkenntnisse, welche der Steuerpflichtige an seinem Arbeitsplatz benötige, nicht vorhanden waren. Trotzdem vertrat das Finanzamt die Meinung, dass die Aufwendungen zum Teil privat veranlasst wären. Der Steuerpflichtige könnte die dort erworbenen Kenntnisse auch privat nutzen, erst recht, wenn er sich später einen privaten PC kaufen würde. Da hier keine klare und eindeutige Trennung der Kosten möglich sei, könnten die Aufwendungen insgesamt nicht abgezogen werden.

Die Klage beim Finanzgericht war für den Steuerpflichtigen auf ganzer Linie erfolgreich. Da der Steuerpflichtige privat gar keinen Computer besitze, könne auch keine Trennung zwischen beruflicher und privater Veranlassung erfolgen, so das Finanzgericht Rheinland-Pfalz. Aus den vorgelegten Bescheinigungen des Arbeitgebers ergebe sich, dass die PC-Schulung zwingend erforderlich gewesen sei, denn die an seinem Arbeitsplatz erforderlichen Kenntnisse hatte der Steuerpflichtige noch nicht. Auch würde der Beweiswert der Bescheinigungen nicht dadurch gemindert, dass der Arbeitgeber erst in seiner zweiten Bescheinigung deutlicher auf die Notwendigkeit des Kursbesuches hingewiesen habe. Selbst das Finanzamt hatte nicht bestritten, dass der Steuerpflichtige als Lagerist bei seiner Arbeit Computergrundkenntnisse brauche. Darüber hinaus hatte der Steuerpflichtige den Kurs mit einem entsprechenden Zertifikat abgeschlossen, was für eine berufliche Veranlassung spreche. Durch das Zertifikat würden entsprechende Qualifikationen nachgewiesen, die regelmäßig nur im Berufsleben eine Rolle spielen.

Quelle: FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 24. Oktober 2005, 5 K 1944/03, LEXinform Nr. 5001392, FG Rheinland-Pfalz, Pressemitteilung vom 6. Dezember 2005, LEXinform Nr. 0172079

11. Abschreibung von nachträglich erbauten Garagen

Wer ein Gebäude errichtet, muss dieses grundsätzlich einheitlich abschreiben. Unselbständige Gebäudeteile dürfen nicht gesondert abgeschrieben werden. Fraglich ist immer wieder, wann selbständige und wann unselbständige Gebäudeteile vorliegen.

In einem kürzlich vor dem BFH verhandelten Fall war eine Steuerpflichtige Eigentümerin eines großen Mietwohnkomplexes. Nachträglich ließ sie auf ihren Grundstücken 15 Garagen errichten. Die Anzahl der bereits zuvor vorhandenen und der neu errichteten Garagen blieb deutlich auf jedem Grundstück unter der Anzahl der Wohnungen zurück. Die Steuerpflichtige wollte ihre neuen Garagen degressiv mit 5 % abschreiben. Dem widersprach ihr Finanzamt, denn es sah die Garagen als unselbständige Gebäudeteile an. Die Kosten würden nur nachträgliche Herstellungskosten des Mietgebäudes darstellen. Daher müssten die Garagen nach dem gleichen Abschreibungssatz wie das Gebäude abgeschrieben werden. Der lag natürlich unter den begehrten 5 % und bedeutete für die Steuerpflichtige 
eine erhebliche Steuermehrbelastung. 

Die Steuerpflichtige klagte zunächst erfolglos vor dem Finanzgericht, erhielt dann aber vor dem BFH Recht. Die Richter des BFH stellten zunächst klar, dass nicht jede Garage pauschal ein unselbständiger Gebäudeteil ist. Unstrittig sei dies bei Ein- und Zweifamilienhäusern, da diese ohne Garage oder Stellplatz nach heutigen Wohnvorstellungen sowie nach baurechtlichen Regelungen unvollständig seien. Dagegen stünden die Garagen großer Mietwohnkomplexe nicht von vornherein in einem untrennbaren Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit den Mietwohnungen, soweit ihre Errichtung nicht Bestandteil der Baugenehmigung war. Im zu verhandelnden Fall wurde das besonders daran deutlich, dass die Anzahl der Mietwohnungen (103) deutlich die Zahl der alten und neuen Garagen überstieg. Zudem wurden die Garagen auch an Personen vermietet, die nicht Wohnungsmieter der Steuerpflichtigen waren. 

Hinweis:

Inzwischen wurde das „Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm“ verabschiedet. Mietwohnneubauten können, soweit sie nach dem 1. Januar 2006 angeschafft oder hergestellt werden, nicht mehr degressiv abgeschrieben werden.

Dennoch ist das Urteil relevant. Die Garagen sind als selbständige Wirtschaftsgüter nach ihrer tatsächlichen Nutzungsdauer abzuschreiben. Da diese unter der Nutzungsdauer eines Mietwohngebäudes liegt, darf der Bauherr eine weitaus höhere Abschreibung geltend machen. 

Quelle: BFH-Urteil vom 22. September 2005, IX R 26/04, BFH/NV 2006 S. 406

12. Werbungskosten auch nach Scheitern der Investition abziehbar?

Werbungskosten können entstehen, auch wenn noch keine Einnahmen in diesem Zusammenhang erzielt wurden. Führen die Aufwendungen nicht zum beabsichtigten Erfolg, können die Aufwendungen trotzdem als Werbungskosten steuerlich geltend gemacht werden, wenn es einen wirtschaftlichen Zusammenhang zwischen den Aufwendungen und der zukünftigen Einkunftsart gibt. 

Der BFH musste in einem kürzlich verhandelten Fall entscheiden, ob es sich um solche vergeblichen Werbungskosten handelt. Ein Ehepaar hatte eine noch zu errichtende Eigentumswohnung von einem Bauträger erworben, die sie später zur Erzielung von Vermietungseinkünften nutzen wollte. In der Folgezeit kam es zu Differenzen zwischen dem Bauträger und den Eheleuten. Der Bauträger einerseits verlangte die Zahlung des Kaufpreises. Die Käufer wiederum verweigerten die Zahlung, weil nach ihrer Meinung die Leistung nicht vollständig und im Übrigen mangelhaft durch den Bauträger erbracht wurde. Der Streit endete vor Gericht, wo man sich auf einen Vergleich einigte. Die Eheleute zahlten ca. 30.000 € und konnten vom Kaufvertrag zurücktreten. Die Vergleichszahlung sowie die Rechtsberatungs- und Gerichtskosten machten sie als Werbungskosten bei ihren Vermietungseinkünften geltend, obwohl sie aus der Eigentumswohnung keine Einnahmen erzielt hatten. Das Finanzamt erkannte den Werbungskostenabzug nicht an. Auch die nachfolgend erhobene Klage beim Finanzgericht blieb erfolglos.

Der BFH gab den Eheleuten allerdings Recht. Die Vergleichszahlung war notwendig, um sich aus dem Kaufvertrag zu lösen und so die vergeblichen Kosten zu begrenzen. Auch wenn die Eheleute bereits zu diesem Zeitpunkt die Absicht, Vermietungseinkünfte zu erzielen, aufgegeben hatten, können sie die vorab entstandenen vergeblichen Werbungskosten weiterhin abziehen. Nach der Begründung der Richter des BFH bestünde dann immer noch ein Veranlassungszusammenhang zwischen der ursprünglichen Einkunftserzielungsabsicht und den vergeblichen Werbungskosten. Dieser Zusammenhang wirke fort, solange er nicht durch eine der privaten Vermögenssphäre zuzuweisende neue Veranlassung überlagert wird. Das war im Urteilsfall aber nicht ersichtlich.  

Quelle: BFH-Urteil vom 15. November 2005, IX R 3/04, LEXinform Nr. 5001658

13. Besteuerung von Wertpapiergeschäften ab 1999 verfassungsgemäß?

Sehr zum Wohle des deutschen Fiskus fällte der Bundesfinanzhof kürzlich ein Urteil, womit Bund und Ländern erhebliche Steuerrückzahlungen wohl erspart bleiben: Die Besteuerung privater Spekulationsgewinne aus Aktiengeschäften ist ab 1999 verfassungsgemäß. 

Für die Jahre 1997 und 1998 hatte das Bundesverfassungsgericht als oberstes deutsches Gericht entschieden, dass die Besteuerung von Spekulationsgewinnen dem Gleichheitsgrundsatz widerspreche und damit verfassungswidrig sei. Es bestünde ein strukturelles Erhebungsdefizit, weil die Finanzämter nicht in der Lage seien, die Steuer systematisch einzutreiben, so die damalige Begründung der Verfassungsrichter. Das würde zu einer ungleichen Besteuerung zu Lasten der Steuerehrlichen führen, die ihre Einkünfte – anders als die Steuerunehrlichen – in ihrer Steuererklärung angeben und versteuern. 

Hinweis:

Für Anleger ist dieses Urteil sehr relevant. Gerade ab 1999 boomte die Börse und dürfte beträchtliche Gewinne abgeworfen haben. Der Gewinn aus Aktienverkäufen ist dann steuerpflichtig, wenn die jeweiligen Aktien innerhalb eines Jahres ge- und wieder verkauft wurden. Liegen die gesamten Aktiengewinne unter 512 € im Jahr (damals noch 1.000 DM), ist alles steuerfrei. Bei nur 1 €/DM darüber, ist alles zu versteuern. 

Die Richter des BFH beurteilten die Sache aber ab 1999 anders. Mit der Einführung der automatisierten Kontenabfrage durch die Finanzämter ab April 2005 sei eine neue Situation entstanden. Verschwiegene Spekulationsgewinne könnten dadurch besser aufgespürt werden. Mittels Kontenabruf kann das Finanzamt alle inländischen Depots und Konten eines Steuerpflichtigen ermitteln. Dadurch können auch steuerliche Erkenntnisse für weit zurückliegende Jahre, u.U. bis ins Jahr 1999, gewonnen werden. Zwar erreichen die Finanzämter durch den Kontenabruf nur die Kenntnis darüber, dass weitere Konten bestehen und nicht über etwaige Kontostände und Kontenbewegungen, allerdings ermöglicht allein dieses Wissen den Ämtern weitere Ermittlungsmaßnahmen. Insgesamt mache die Kontenabfrage die Ermittlungsmöglichkeiten effizienter und von einem Vollzugsdefizit könne nicht mehr gesprochen werden. 

Hinweis:

Kurz vor unserem Redaktionsschluss erhielten wir die Nachricht, dass das Verfahren nun vor dem Bundesverfassungsgericht anhängig ist. Man gehe davon aus, dass von 1999 bis mindestens 2003 von einem tatsächlichen Erhebungsdefizit in verfassungsrechtlich relevanten Umfang auszugehen sei. Betroffene Steuerpflichtige sollten auf alle Fälle ihre Steuerbescheide weiterhin unter Hinweis auf das Verfahren beim Bundesverfassungsgericht (Az.: 2 BvR 204/06) offen halten. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: BFH-Urteil vom 29. November 2005, IX R 49/04, BFH/NV 2006 S. 423

14. Beschränkter Sonderausgabenabzug von Krankenversicherungs-
beiträgen verfassungswidrig?

Krankenversicherungsbeiträge können nur in begrenzter Höhe als Sonderausgaben steuerlich geltend gemacht werden. Das hat der X. Senat des Bundesfinanzhofs für verfassungswidrig gehalten. Die gesetzlichen Höchstbeträge zum Sonderausgabenabzug würden es dem Steuerpflichtigen nicht ermöglichen, in angemessenem Umfang Versicherungsschutz zu erlangen. Die Entscheidung wird nun vom Bundesverfassungsgericht darüber eingeholt, ob der beschränkte Abzug von Krankenversicherungsbeiträgen gegen das Grundgesetz verstößt.

Geklagt hatte ein freiberuflich tätiger Rechtsanwalt. Der Familienvater von 6 Kindern wollte in seiner Steuererklärung ca. 33.000 € Versicherungsbeiträge als Sonderausgaben geltend machen, davon ca. 16.000 € Versicherungsbeiträge für die private Krankenkasse. Das Finanzamt erkannte erwartungsgemäß nur den damals geltenden gesetzlichen Höchstbetrag von umgerechnet ca. 10.000 € an. Der Rechtsanwalt hielt diese Regelung für verfassungswidrig und klagte zunächst erfolglos vor dem Finanzgericht Hessen. Er vertrat die Auffassung, dass Selbständige im Vergleich zu Arbeitnehmern höhere Beiträge zur Zukunftssicherung aufbringen müssten, ohne dass diese steuerlich absetzbar wären. Außerdem bliebe auch der erhöhte Aufwand von Steuerpflichtigen mit mehreren Kindern steuerlich unberücksichtigt. Die Richter des Finanzgerichtes waren dagegen der Meinung, dass es nicht Aufgabe des Gesetzgebers sei, Vorsorgeaufwendungen im Umfang einer gewissen Mindestversorgung steuerfrei zu stellen. 

Nach dem Urteil des Finanzgerichtes zog der Rechtsanwalt mit seiner Klage vor das oberste deutsche Steuergericht. Der BFH folgte weitgehend dem Vorbringen des Klägers und setzte das anhängige Revisionsverfahren aus, um es dem Bundesverfassungsgericht vorzulegen. Soweit Eltern ihre Unterhaltspflicht gegenüber ihren Kindern zu erfüllen hätten und damit verbunden auch die Beiträge für die Krankenversicherung aufbringen müssten, sei der Gesetzgeber dazu gehalten, Familien nicht verfassungswidrig zu benachteiligen, indem er diese Belastungen angemessen steuerlich berücksichtigt, so der BFH. Das aktuell geltende Steuerrecht sehe aber eine entsprechende Entlastung der Eltern weder im Rahmen des Familienleistungsausgleichs noch beim Sonderausgabenabzug vor. 

Hinweis:

Der Streitfall betrifft zwar nur das Jahr 1997, dürfte allerdings auch Auswirkungen auf die folgenden Veranlagungszeiträume haben. Besonders der seit der Einführung des Alterseinkünftegesetzes im Jahr 2005 verminderte Höchstbetrag von 2.400 € für Selbständige bzw. von 1.500 € für Arbeitnehmer ist schnell überschritten.

Wir empfehlen Ihnen, Ihre betreffenden Einkommensteuerbescheide mittels Einspruch offen zu halten und bis zur Klärung der Rechtslage das Ruhen des Verfahrens zu beantragen. Wir übernehmen das gerne für Sie!

Quelle: BFH-Beschluss vom 14. Dezember 2005, X R 20/04, BFH/NV 2006 S. 431; BFH, Pressemitteilung Nr. 5/06 vom 12. Januar 2006, LEXinform 0172130

15. Folgen der Erstattung von Sonderausgaben in späteren Jahren

Die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main äußerte sich in einer Verfügung zu den Folgen der Erstattung von Sonderausgaben, wenn die Erstattung in einem späteren Jahr erfolgt und diese nicht vollständig im Jahr der Erstattung mit gleichartigen Aufwendungen verrechnet werden kann.

Im Allgemeinen können Steuerpflichtige ihre Sonderausgaben nur in Höhe der tatsächlichen wirtschaftlichen Belastung steuerlich geltend machen. Hat z.B. ein Steuerpflichtiger im Jahr 2004 Krankenversicherungsbeiträge i.H.v. 3.000 € gezahlt und werden ihm im selben Jahr Beiträge aus dem Jahr 2003 i.H.v. 500 € erstattet, kann er 2004 nur 2.500 € als Sonderausgaben abziehen. Wenn die erstatteten Beiträge allerdings die tatsächlich gezahlten Beiträge übersteigen, erfolgt zunächst eine Verrechnung mit gleichartigen Aufwendungen, wie z.B. mit Beiträgen für eine Haftpflichtversicherung. Ist auch hier keine vollständige Verrechnung möglich, erfolgt eine rückwirkende Minderung der Sonderausgaben im Jahr der Verausgabung. Von erheblicher praktischer Bedeutung ist dieses Problem bei der Kirchensteuer. Kann wegen einer Überzahlung oder Kappung der Kirchensteuer die Erstattung in späteren Jahren nicht mit den geleisteten Zahlungen im gleichen Jahr ausgeglichen werden, erfolgt ein Rücktrag in das Jahr der Verausgabung. Da es sich dabei um ein sog. rückwirkendes Ereignis handelt, können auch bereits bestandskräftige Steuerbescheide geändert werden. Allerdings nimmt das Finanzamt einen Rücktrag erst bei einem Erstattungsüberhang von mehr als 200 € vor. 

Problematisch wird es, wenn das zu kürzende Kirchensteuervolumen im ursprünglichen Jahr der Zahlung geringer ist als der zu erstattende Betrag. Dann wird ein weiterer Verrechnungsvorgang ausgelöst. Das kann vorkommen, wenn die Sonderausgaben in diesem Jahr bereits durch eine andere Erstattung gemindert wurden. Sodann werden zwei Steuerbescheide geändert, denn beide Erstattungen werden ihren originären Zahlungsjahren zugeordnet. 

Möglich ist es auch, dass der Steuerpflichtige bei Erstattungsüberhängen, die sich aus mehreren Jahren zusammensetzen, eine abweichende Form des Rücktrags beantragt, wenn diese für ihn günstiger ist. 

Hinweis:

Durch die Änderung des Steuerbescheids können sich Nachzahlungen ergeben. Das Finanzamt darf in diesem Fall Nachzahlungszinsen erst ab einem späteren Zeitpunkt berechnen, denn der Zinslauf beginnt erst 15 Monate nach Ablauf des Jahres, in dem die Erstattung stattgefunden hat. 

Quelle: OFD-Frankfurt am Main, Verfügung vom 6. Juli 2005, S 2221 A 8 St II 2.08, EStK § 10 Fach 5 Karte 11, LEXinform Nr. 0579502

16. Renovierung des Badezimmers keine haushaltsnahe Dienstleistung

Für die Inanspruchnahme von so genannten haushaltsnahen Dienstleistungen kann eine Einkommensteuerermäßigung von 20 %, max. 600 € pro Kalenderjahr beantragt werden. Es darf sich bei den Aufwendungen nicht um Betriebsausgaben, Werbungskosten oder Aufwendungen für eine geringfügige Beschäftigung handeln. Die Aufwendungen für haushaltsnahe Dienstleistungen können nur insoweit begünstigt werden, als sie nicht auf Material (z.B. Gips, Farbe, Tapete usw.) entfallen. Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist, dass die Aufwendungen durch Vorlage einer Rechnung und die Zahlung auf ein Konto des Erbringers der haushaltsnahen Dienstleistungen durch Beleg des Kreditinstitutes nachgewiesen werden.

Fraglich ist, wann genau haushaltsnahe Dienstleistungen vorliegen. Die Finanzverwaltung vertritt die Auffassung, dass haushaltsnahe Dienstleistungen dann vorliegen, wenn es sich um Tätigkeiten handelt, die gewöhnlich, d.h. üblicherweise durch Mitglieder des privaten Haushaltes erfolgen. Wie das Finanzgericht Niedersachsen in einem Urteil feststellte, fällt darunter nicht die umfassende Sanierung eines Badezimmers. 

Ein Ehepaar hatte sein Badezimmer renovieren lassen, indem es im Wesentlichen gestrichen und mit neuen Fliesen versehen wurde. Da auch die formalen Anforderungen erfüllt waren, begehrten die Eheleute eine Steuerermäßigung, weil es sich ihrer Meinung nach um eine haushaltsnahe Dienstleistung gehandelt habe. Das Finanzamt erkannte die darauf entfallenden Lohnkosten nicht als eine solche Dienstleistung an. Die daraufhin beim Finanzgericht erhobene Klage brachte keinen Erfolg.

Der Begriff der „haushaltsnahen Dienstleistung“ sei zwar gesetzlich nicht definiert, so die Richter am Finanzgericht Niedersachsen. Die Auslegung würde aber eindeutig zu dem Ergebnis führen, dass darunter nur solche Tätigkeiten fallen, die keine handwerkliche Vorbildung voraussetzen oder nur kleinere Ausbesserungen und Schönheitsreparaturen sind. Darunter fallen zweifelsohne nicht die Renovierungsarbeiten an einem Badezimmer. Auch sind sie nicht unter dem zivilrechtlich geprägten Begriff der Schönheitsreparaturen zu subsumieren.

Hinweis:

Nach den Plänen der neuen Bundesregierung sollen zukünftig auch Aufwendungen für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen in privaten Haushalten bis zu einer Höhe von 3.000 € steuerlich absetzbar sein.

Die Steuerpflichtigen haben inzwischen gegen das Urteil Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt.

Sollte Ihr Finanzamt Ihnen in einem ähnlichen Fall die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen versagt haben, können Sie Ihre jeweilige Steuererklärung durch Einspruch offen halten. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: FG Niedersachsen, Urteil vom 4. Oktober 2005, 13 K 368/04, Revision eingelegt (Az. des BFH: VI R 74/05), EFG 2006 S. 123

17. Erbe muss die hinterzogenen Steuern des Erblassers zahlen

Wie das Finanzgericht Baden-Württemberg in einer kürzlich veröffentlichten Pressemitteilung bekannt gab, wurde ein Steuerpflichtiger zur Zahlung der hinterzogenen Steuern seines verstorbenen Vaters verurteilt.

Der Steuerpflichtige war Sohn eines Arbeitnehmers, der, obwohl die Familie in bescheidenen Verhältnissen lebte, ein Geldvermögen von fast 1 Mio. € hinterließ. Das Geld befand sich zum Teil auf ausländischen Bankkonten. Der Vater des Steuerpflichtigen gab die steuerpflichtigen Zinsen und anderen Erträge aus dem Geldvermögen zum Teil nicht in seiner Einkommensteuererklärung an. Erst nach seinem Tod ermittelte die Steuerfahndung wegen Steuerhinterziehung und deckte die nicht versteuerten Einkünfte auf. Daraufhin erließ das zuständige Finanzamt geänderte Einkommensteuerbescheide. Die Steuernachforderungen sollte der Steuerpflichtige bezahlen.

Der Steuerpflichtige klagte dagegen und machte geltend, dass sein Vater nicht nur eigenes sondern auch fremdes Vermögen verwaltet habe und ihm daher die Zinseinkünfte nicht zuzurechnen seien. Außerdem sei er unter verschiedenen Namen aufgetreten und habe in mehr als nur einem Angestelltenverhältnis gearbeitet. Die Richter am Finanzgericht gaben der Klage nicht statt.

Das Finanzgericht entschied, dass die Steuerfahndung die Einkünfte richtig ermittelt hatte und wies damit die Einwände des Steuerpflichtigen zurück. Der Steuerpflichtige sei Erbe des Verstorbenen und damit sein Rechtsnachfolger. Die nachträglichen Steuerschulden des Verstorbenen seien daher auf den Steuerpflichtigen übergegangen, auch wenn die Steuerfahndung erst nach dem Tod des Erblassers dessen Steuerhinterziehung aufgedeckt habe. Die Richter des Finanzgerichtes betonten in ihrem Urteil ausdrücklich, dass der Steuerpflichtige verpflichtet gewesen sei, die falschen Steuererklärungen seines Vaters zu berichtigen, sobald ihm die Unregelmäßigkeiten aufgefallen seien. In einem weiteren Urteil vom gleichen Tag lehnte das Finanzgericht den Erlass der hinterzogenen Steuern ab. Umstände für 
einen Billigkeitserlass lägen nicht vor, so die Begründung der Richter. Das Gerichtsurteil kann der Steuerpflichtige nur mit einer Nichtzulassungsbeschwerde vor dem Bundesfinanzhof anfechten, da das Finanzgericht die Revision nicht zugelassen hat.  

Hinweis:

Wenn Steuern hinterzogen wurden, darf das Finanzamt noch nach 10 Jahren den Steuerbescheid ändern. Ein Steuerstrafverfahren droht dem Steuerpflichtigen allerdings nur, wenn er selbst an der Steuerhinterziehung beteiligt war. 

Quelle: FG Baden-Württemberg, Urteile vom 6. Oktober 2005, 8 K 394/01 und 8 K 395/01 (n.v.), FG Baden-Württemberg, Pressemitteilung Nr. 3/2006 vom 18. Januar 2006, LEXinform Nr. 0172141

18. Steuerbescheid per Post – Zeitpunkt der Bekanntgabe

Wann ein Steuerbescheid bekannt gegeben wird, spielt besonders für die Einspruchsfrist eine große Rolle. Die Frist für den Einspruch dauert einen Monat und beginnt mit der Bekanntgabe des jeweiligen Steuerbescheides. Wird der Einspruch auch nur einen Tag zu spät eingelegt, ist er nicht mehr zulässig, obwohl der Steuerpflichtige eventuell mit seinem Einspruch im Recht ist. 

Die meisten Steuerbescheide werden mittels einfachen Briefes versandt. Die Bekanntgabe dieser Steuerbescheide ist gesetzlich durch eine sog. Drei-Tages-Fiktion geregelt. Der Bescheid gilt am 3. Tag nach der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben. Nach der neueren Rechtsprechung des BFH gilt der Bescheid erst am nächstfolgenden Werktag als bekannt gegeben, wenn das Ende der Dreitagesfrist auf einen Sonnabend, Sonntag bzw. einen gesetzlichen Feiertag fällt. Der BFH musste sich nun mit einem entsprechenden Fall befassen. 

Eine GmbH erhielt von ihrem Finanzamt einen Körperschaftsteuer-Schätzbescheid. Der Bescheid wurde aber nicht innerhalb der Dreitagesfrist in den Briefkasten eingeworfen, sondern einen Tag später. Dieser Tag war ein Samstag, an dem in dem Unternehmen nicht gearbeitet wurde. Der Bescheid wurde erst am Montag zur Kenntnis genommen. Man ging in der GmbH davon aus, dass die Einspruchsfrist erst an diesem Montag begann und legte gegen den Bescheid Einspruch genau einen Monat nach dem Beginn der vermuteten Einspruchsfrist ein. Das Finanzamt wies den Einspruch als unzulässig zurück, da die Einspruchsfrist nach seiner Meinung überschritten wurde. Das Finanzamt war der Auffassung, die Einspruchsfrist habe bereits an dem Samstag begonnen, an dem der Brief in den Briefkasten der GmbH eingeworfen wurde. 

Dieser Auffassung folgte auch der BFH. Der Bescheid sei an dem besagten Samstag bekannt gegeben. Dass in der GmbH an diesem Tag nicht gearbeitet wurde und daher der Briefkasten nicht geleert wurde, stehe dem nicht entgegen. Nach ständiger Rechtsprechung setzt die Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes nicht voraus, dass der Empfänger diesen auch tatsächlich zur Kenntnis nimmt. Es genüge vielmehr, wenn von ihm eine Kenntnisnahme erwartet werden könne. Auch könne hier nicht die Rechtsprechung des BFH angewandt werden, nach der sich der Zeitpunkt der Bekanntgabe auf den nächsten Werktag verschiebt. In diesem Fall ging die betreffende Postsendung erst nach Ablauf der Dreitagesfiktion dem Steuerpflichtigen tatsächlich zu. Das Gericht sah es nicht als gerechtfertigt an, für diese Fallkonstellation den Bekanntgabezeitpunkt auf den nächsten Werktag zu verschieben. Die Einspruchsfrist beginne generell am Tag des Einwurfs, wenn die betreffende Postsendung später als drei Tage nach ihrer Absendung in den Briefkasten eingeworfen wird.  

Hinweis:

Neben der einfachen Briefzustellung kann das Finanzamt auch die Zustellung mit Zustellungsurkunde, mittels Einschreiben oder gegen Empfangsbekenntnis wählen. Für diese Arten der Zustellung ergeben sich andere Bekanntgabezeitpunkte als bei der einfachen Briefzustellung.

Wenn Sie Fragen zur Einspruchsfrist oder zu anderen Fristen im Steuerrecht haben, helfen wir Ihnen gerne!

Quelle: BFH-Urteil vom 9. November 2005, I R 111/04, LEXinform Nr. 5001653

19. Beiträge zur Unfallversicherung bei Mini-Jobs in Privathaushalten

Ab dem 1. Januar 2006 übernimmt die Mini-Job-Zentrale der Bundesknappschaft bei Mini-Jobs in Privathaushalten auch die Anmeldung zur gesetzlichen Unfallversicherung. Dabei wird die Unfallversicherung in das so genannte Haushaltscheckverfahren integriert. Das heißt, die Beiträge zur Unfallversicherung werden zusammen mit den anderen Abgaben von der Mini-Job-Zentrale eingezogen. Anmeldung und Beitragszahlung erfolgen dann nicht mehr beim jeweiligen Unfallversicherungsträger. Für die Arbeitgeber bedeutet dies eine Vereinfachung bei der Beschäftigung von Mini-Jobbern im Privathaushalt. 

Der Beitrag für die Unfallversicherung beträgt ab Januar 2006 einheitlich 1,6 v.H. des Arbeitsentgeltes. Er wird zusammen mit den anderen Abgaben zweimal jährlich jeweils zum 15. Januar und zum 15. Juli für das vorangegangene Halbjahr im Lastschriftverfahren eingezogen. Die erste Beitragszahlung wird also zum 15. Juli 2006 fällig. Die Mini-Job-Zentrale leitet die Beiträge zur Unfallversicherung anschließend an den zuständigen kommunalen Unfallversicherungsträger weiter.

Hinweis:

Die neue Regelung gilt für alle geringfügig entlohnten Beschäftigten im Privathaushalt mit einem monatlichen Entgelt bis 400 €. Haushaltshilfen mit einem monatlichen Entgelt über 400 € müssen wie bisher direkt beim zuständigen Unfallversicherungsträger gemeldet werden. Eine formlose Anmeldung genügt.

Quelle: NWB 2005 S. 4102
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